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Verordnung zur entwaldungsfreien 
Lieferkette – erstmalige Anwendung 
ab Ende 2025

Ziel der Verordnung ist die Bekämpfung der welt-
weiten Entwaldung und Waldschädigung. Zudem 
sollen der EU-Beitrag zu Treibhausgasemissionen 
und der weltweite Verlust an biologischer Vielfalt 
verringert werden. Hierzu enthält die Verordnung 

•	 ein Verbot zum Inverkehrbringen, Ausführen und 
Handeln von bestimmten Rohstoffen und Erzeug-
nissen, die den Waldbestand gefährden;

•	 eine damit verbundene Verpflichtung zur Erfüllung 
bestimmter Sorgfaltsanforderungen sowie

•	 eine Pflicht zur öffentlichen Berichterstattung.

1	 Verordnung (EU) 2023 /1115 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 31.5.2023 über die Bereitstellung bestimmter Rohstoffe 
und Erzeugnisse, die mit Entwaldung und Waldschädigung in Verbin-
dung stehen, auf dem Unionsmarkt und ihre Ausfuhr aus der Union 
sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 995 / 2010, EUAbl. L 150, 
S. 206, online abrufbar unter https://eur-lex.europa.eu/legal-content/
DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023R1115. Die Verordnung ist am 
29.6.2023 in Kraft getreten. Sie ersetzt die EU-Holzhandelsverordnung, 
die sich vor allem auf die Bekämpfung des illegalen Holzeinschlags 
konzentrierte (Verordnung (EU) Nr. 995 / 2010 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20.10.2010 über die Verpflichtungen von 
Marktteilnehmern, die Holz und Holzerzeugnisse in Verkehr bringen, 
EUAbl. L 295, S. 23, online abrufbar unter https://eur-lex.europa.eu/
legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32010R0995 ).

Die EU-Entwaldungsverordnung¹  

(EU Deforestation Regulation, 

EUDR) trat Ende Juni 2023 in Kraft. 

Von dem Regelwerk sind mehr 

Unternehmen betroffen, als es auf 

den ersten Blick erscheinen mag.

Bedeutung der Wälder für 
Klima und Artenvielfalt
Wälder spielen u. a. eine wichtige Rolle 
beim Schutz des Klimasystems und  
der Artenvielfalt, die wiederum zentral 
für die Resilienz von Ökosystemen und 
damit auch für die Wirtschaft – insbe-
sondere den Bau-, Landwirtschafts- 
sowie den Lebensmittel- und Getränke
sektor – ist. Laut der Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen (FAO) ist die Waldfläche 
zwischen 1990 und 2020 durch Abhol-
zung weltweit um 420 Mio. Hektar zu
rückgegangen,2 was einer Fläche größer 
als die der EU gleichkommt. Als eine 
wichtige Ursache für diesen Rückgang 
wird der Verbrauch in der EU angesehen; 
die EU schätzt, dass ohne regulatorische 
Maßnahmen dieser Verbrauch die Ent-
waldung allein bis 2030 auf eine Fläche 
von rund 248.000 Hektar jährlich zuneh-
men wird.

 

2	 Vgl. hierzu näher FAO, Global Forest Resources Assess-
ment 2020, online abrufbar unter https://www.fao.org/
interactive/forest-resources-assessment/2020/en/
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Ursprünglich sollte die Verordnung Ende Dezember 
2024 in Kraft treten. Auf Initiative der EU-Kommission, 
der das Europäische Parlament und der Rat zuge-
stimmt haben, wurde der erstmalige Anwendungs-
zeitpunkt jedoch um ein Jahr auf den 30.12.2025, für 
Kleinst- und Kleinunternehmen auf den 20.6.2026 
verschoben.3 

Der Aufsichtsrat sollte die verlängerte Vorbereitungs-
zeit nutzen, um die Erfüllung der Anforderungen ins-
besondere in Bezug auf die Vorgaben aus der Sorg-
faltspflicht (siehe hierzu unter III.) im Rahmen der 
Überwachung der Unternehmensleitung und der Wirk-
samkeit der unternehmerischen Kontrollsysteme noch 
einmal kritisch zu überprüfen und mit dem Vorstand 
zu diskutieren.

3	 Verordnung (EU) 2024 des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EU) 2023 /1115 hinsichtlich der Bestimmun-
gen zum Geltungsbeginn, noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht

Im Folgenden haben wir den wesentlichen Inhalt 
der Verordnung kurz zusammengefasst:

I. Anwendungsbereich

Die Verordnung betrifft Marktteilnehmer und Händ-
ler. Marktteilnehmer ist jede natürliche oder juristische 
Person, die im Rahmen einer 
gewerblichen Tätigkeit4 rele-
vante Rohstoffe oder Erzeug-
nisse erstmalig in der EU 
bereitstellt (Inverkehrbrin-
gen) oder ausführt.5 Händ-
ler ist jede natürliche oder 
juristische Person oder 
rechtsfähige Personenverei-
nigung in der Lieferkette, die 
im Rahmen einer gewerb
lichen Tätigkeit relevante 
Erzeugnisse auf dem Markt 
bereitstellt und nicht gleich-
zeitig Marktteilnehmer ist.6

 

II. Verbot des Inverkehrbringens  
und Handelns bestimmter relevan-
ter Rohstoffe und Erzeugnisse

Die Verordnung verbietet Marktteilnehmern bzw. 
Händlern, die keine KMUs sind (Nicht-KMU-Händler),11 

•	 das Inverkehrbringen eines relevanten Rohstoffs 
oder Erzeugnisses, d. h. deren erstmalige Bereit-
stellung in der EU,12 

•	 die Bereitstellung eines relevanten Rohstoffs oder 
Erzeugnisses auf dem Markt, d. h. deren entgeltli-
che oder unentgeltliche Abgabe zum Vertrieb, Ver-
brauch oder zur Verwendung in der EU im Rahmen 
einer gewerblichen Tätigkeit13 sowie

4	 Zur Definition des Passus »im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit« vgl. 
Art. 2 Nr. 19 EUDR

5	 Vgl. Art. 2 Nr. 15 f. EUDR. Bringt eine außerhalb der EU niedergelassene 
natürliche oder juristische Person relevante Erzeugnisse in den Verkehr, 
gilt die erste in der EU niedergelassene natürliche oder juristische Person, 
die diese auf dem Markt bereitstellt, als Marktteilnehmer im Sinne der 
Verordnung, vgl. Art. 7 EUDR.

6	 Vgl. Art. 2 Nr. 17– 20

7	 Zur Definition des Begriffs »KMU« vgl. Art. 2 Nr. 30 EUDR

8	 Vgl. Fn. 11

9	 Vgl. Art. 2 Nr. 1, Anhang I EUDR

10	 Vgl. Art. 2 Nr. 2, Anhang I EUDR

11	 Für KMU-Händler bestehen »lediglich« bestimmte Informationssamm-
lungs- und -speicherungspflichten zu Lieferanten und Abnehmern (vgl. 
näher Art. 5 Abs. 2 – 6 EUDR). Sie sind zudem verpflichtet, die zuständige 
Behörde sowie betroffene Händler zu unterrichten, wenn sie glauben, 
dass ein von ihnen in den Handel gebrachtes relevantes Erzeugnis, gegen 
die Verordnung verstößt (vgl. näher Art. 5 Abs. 5 EUDR).

12	 Vgl. Art. 2 Nr. 16 EUDR

13	 Vgl. Art. 2 Nr. 18 f. EUDR

Für KMU7-Händler gelten umfas-
sende Erleichterungen.8 Für 
KMU-Marktteilnehmer sind die 
Vorgaben zur Sorgfaltspflicht, 
wenn diese bereits durch einen 
Vorlieferanten erfüllt wurde, und 
zur Risikominimierung weniger 
streng (siehe unter II. und III.[3.]). 
Auf KMUs findet zudem die 
Pflicht zur öffentlichen Bericht-
erstattung keine Anwendung 
(siehe unter IV.).Relevante Rohstoffe und 

Erzeugnisse
Betroffen sind Rohstoffe, deren 
Verbrauch in der EU am relevantes-
ten für die weltweite Entwaldung 
und Waldschädigung ist und deren 
Regulation den größten Nutzen je 
Handelswerteinheit bringen könnte. 
Dies sind neben Holz die Rohstoffe 
Ölpalme, Soja, Kakao, Kaffee, Rin-
der und Kautschuk (sog. relevante 
Rohstoffe).9 Zudem fallen Erzeug-
nisse, die diese Rohstoffe enthal-
ten, mit diesen gefüttert wurden 
oder unter deren Verwendung her-
gestellt wurden unter die Verord-
nung (sog. relevante Erzeugnisse).10
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•	 das Ausführen14 eines relevanten Rohstoffs oder 
Erzeugnisses, 

wenn nicht kumulativ die folgenden drei Vorausset-
zungen vorliegen:

•	 Die relevanten Rohstoffe und Erzeugnisse müssen 
entwaldungsfrei sein, d. h. sie dürfen nicht unter 
Nutzung von Flächen, die nach dem 31.12.2020 ent-
waldet wurden, hergestellt worden sein und es darf 
bei Erzeugnissen, die Holz enthalten oder unter des-
sen Verwendung hergestellt wurden, nicht nach 
dem 31.12.2020 zu Waldschädigung gekommen 
sein.15

•	 Die relevanten Rohstoffe oder Erzeugnisse müssen 
gemäß den einschlägigen Rechtsvorschriften 
des Erzeugerlands16 erzeugt17 worden sein.

•	 Für die relevanten Rohstoffe oder Erzeugnisse 
muss zuvor eine Sorgfaltserklärung (siehe Info-
kasten) abgegeben worden sein.18

Das Inverkehrbringen, das Ausführen und die Bereit-
stellung relevanter Rohstoffe bzw. Erzeugnisse ist auch 
dann untersagt, wenn 

•	 die Erfüllung der Sorgfaltspflicht (siehe hierzu 
unter III.) ergeben hat, dass ein nicht vernachläs-
sigbares Risiko19 dahingehend besteht, dass die 
vorgenannten drei Voraussetzungen nicht erfüllt sind 
oder

•	 der Marktteilnehmer bzw. der Nicht-KMU-Händler 
nicht in der Lage war, die Sorgfaltspflicht (siehe 
hierzu unter III.) zu erfüllen.20

Marktteilnehmer und Nicht-KMU-Händler müssen 
zudem unverzüglich die zuständige Behörde sowie 
die Händler, von denen sie die Ware erhalten haben, 
unterrichten, wenn sie nach dem Inverkehrbringen 
erfahren, dass die Gefahr besteht, dass ein relevanter 
Rohstoff oder Erzeugnis nicht den Vorgaben der Ver-
ordnung entspricht.21

14	 Zur Definition des Begriffs »Ausfuhr« vgl. Art. 2 Nr. 37 EUDR

15	 Zur Definition des Begriffs »entwaldungsfrei« vgl. näher Art. 2 Nr. 13, 
3 – 8 EUDR

16	 Zur Definition des Passus »einschlägige Rechtsvorschriften des Erzeuger-
lands« vgl. Art. 2 Nr. 40 EUDR

17	 Zur Definition des Begriffs »erzeugt« vgl. Art. 2 Nr. 14 EUDR

18	 Vgl. Artt. 3, 4 Abs. 4, Art. 5 Abs. 1 EUDR

19	 Zur Definition des Passus »vernachlässigbares Risiko« vgl. Art. 2 Nr. 26 
EUDR

20	Vgl. Art. 2 Nr. 25, Art. 4 Abs. 4, Art. 5 Abs. 1 EUDR

21	Vgl. Art. 4 Abs. 5 S. 1 EUDR; für die Ausfuhr vgl. Art. 4 Abs. 5 S. 2 EUDR

III. Sorgfaltspflicht

Das Inverkehrbringen, das Ausführen und die Bereit-
stellung relevanter Erzeugnisse ist auch dann unter-
sagt, wenn die Sorgfaltspflicht nicht erfüllt wurde 
oder ihre Erfüllung ergibt, dass ein nicht vernachlässig-
bares Risiko für einen Verstoß besteht (siehe hierzu 
unter II.).25 Die Sorgfaltspflicht beinhaltet Vorgaben:

•	 zum Zusammentragen bestimmter Informatio-
nen als Grundlage für die Risikobewertung (siehe 
unter 1.),

•	 zur Risikobewertung (siehe unter 2.) sowie

•	 zur Risikominderung (siehe unter 3.). 

Um sicherzustellen, dass die Sorgfaltspflicht erfüllt 
wird, müssen Marktteilnehmer und Nicht-KMU-Händ-
ler eine sog. Sorgfaltspflichtregelung erarbeiten, 
die mindestens jährlich auf Aktualisierungsbedarf hin 
zu überprüfen ist.26 Die Sorgfaltspflichtregelung soll 
den Rahmen für Verfahren und Maßnahmen enthal-
ten, die sicherstellen, dass die relevanten Rohstoffe 
und Erzeugnisse nicht gegen das oben genannte Ver-
bot (siehe unter II.) verstoßen.	  

22	Vgl. näher Art. 4 Abs. 2, 3, Art. 5 Abs. 1 EUDR; zur Möglichkeit des Verwei-
ses auf bereits von anderen Marktteilnehmern übermittelte Erklärungen 
vgl. Art. 4 Abs. 8 –10 EUDR

23	Vgl. hierzu Art. 33 EUDR

24	Vgl. näher Art. 4 Abs. 8 –10 EUDR

25	Vgl. Art. 4 Abs. 1, 4 lit. b, c, Art. 5. Abs. 1, Artt. 8–11 EUDR; zu Erleichte-
rungen für Erzeugnisse bei geringem Risiko vgl. Art. 13 EUDR

26	Vgl. näher Art. 5 Abs. 1, Art. 12 Abs. 1, 2 EUDR

Sorgfaltserklärung

Die Sorgfaltserklärung muss vor dem Inverkehrbringen, Ausfüh-
ren bzw. der Bereitstellung der relevanten Rohstoffe und Erzeug-
nisse den zuständigen Behörden übermittelt werden.22 Durch 
die Übermittlung23 übernimmt der Marktteilnehmer bzw. Nicht-
KMU-Händler die Verantwortung dafür, dass nicht gegen das 
unter II. genannte Verbot verstoßen wurde. Der Inhalt der Sorg-
faltserklärung umfasst:

•  �Angaben gemäß Anhang II der EUDR, z. B. die Nennung des 
Erzeugerlands sowie der Geolokalisierung aller Grundstücke, 
auf denen die relevanten Rohstoffe erzeugt wurden, ein-
schließlich 

•  �einer Erklärung, dass die Sorgfaltspflicht (siehe hierzu unter 
III.) erfüllt wurde und kein oder lediglich ein vernachlässig
bares Risiko festgestellt wurde, gegen das oben genannte Ver-
bot zu verstoßen. 

Innerhalb der Lieferkette bestehen Erleichterungen – insbeson-
dere für KMU-Marktteilnehmer –, wenn bereits Vorlieferanten 
eine Sorgfaltserklärung übermittelt haben.24 Zur öffentlichen 
Berichterstattung über die Erklärung siehe unter IV.
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Die enthaltenen Informationen sind allgemeiner Natur und nicht auf die spezi-
elle Situation einer Einzelperson oder einer juristischen Person ausgerichtet. 
Obwohl wir uns bemühen, zuverlässige und aktuelle Informationen zu liefern, 
können wir nicht garantieren, dass diese Informationen so zutreffend sind wie 
zum Zeitpunkt ihres Eingangs oder dass sie auch in Zukunft so zutreffend sein 
werden. Niemand sollte aufgrund dieser Informationen handeln ohne geeig-
neten fachlichen Rat und ohne gründliche Analyse der betreffenden Situation. 
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Alle im Zusammenhang mit der Sorgfaltspflicht ste-
henden Unterlagen müssen mindestens fünf Jahre 
lang aufgehoben werden.27

Für KMU-Marktteilnehmer bestehen umfassende Er-
leichterungen, wenn Vorlieferanten bereits die Sorg-
faltspflicht erfüllt haben.28

1.	Vorgaben zum Zusammentragen bestimmter 
Informationen
Marktteilnehmer und Nicht-KMU-Händler müssen 
Informationen sammeln, aus denen ersichtlich ist, 
dass die relevanten Erzeugnisse nicht gegen das 
unter II. genannte Verbot verstoßen.29 Auf Verlangen 
müssen die gesammelten Informationen den zustän-
digen Behörden zur Verfügung gestellt werden.

2.	Vorgaben zur Risikobewertung
Auf Grundlage der gesammelten Informationen ist 
eine Risikobewertung vorzunehmen, um festzustellen, 
ob das Risiko besteht, gegen das unter II. genannte 
Verbot zu verstoßen.30 Die Bewertung ist zu doku-
mentieren und mindestens jährlich zu überprüfen. 
Auf Verlangen ist sie den zuständigen Behörden zur 
Verfügung zu stellen.31

3.	Vorgaben zur Risikominderung
Kommt die Risikobewertung zu dem Ergebnis, dass ein 
nicht vernachlässigbares Risiko besteht, müssen vor 
dem Inverkehrbringen, Ausführen bzw. der Bereitstel-
lung Verfahren und Maßnahmen zur Risikominderung 
angewandt werden, die dahingehend geeignet sind, 
dass kein oder nur noch ein vernachlässigbares Risiko 
besteht.32 Als Beispiele für solche Verfahren und Maß
nahmen werden u. a. das Anfordern zusätzlicher Infor-
mationen sowie die Durchführung von Audits genannt. 

Darüber hinaus müssen die Marktteilnehmer und 
Nicht-KMU-Händler Maßnahmen ergreifen, um gene-
rell das Risiko für einen Verstoß zu mindern und zu 
steuern. Hierzu müssen sie über angemessene und 
verhältnismäßige Strategien, Kontrollen und Verfah-
ren verfügen. Dies umfasst Modellverfahren für das 
Risikomanagement, Berichterstattung, Aufzeichnun-
gen, interne Kontrolle und Compliance-Management 
sowie für Nicht-KMU-Marktteilnehmer33 zusätzlich 
die Benennung eines Compliance-Beauftragten auf 
der Führungsebene sowie die Einrichtung einer unab-
hängigen Prüfstelle zur Überprüfung der genannten 
internen Strategien, Kontrollen und Verfahren.

27	Vgl. Art. 12 Abs. 2 S. 2, Abs. 5 EUDR

28	Vgl. näher Art. 4 Abs. 8, 10 EUDR

29	Vgl. näher Art. 5 Abs. 1, Art. 9 EUDR

30	Vgl. näher Art. 5 Abs. 1, Art. 10 EUDR

31	Zur Nachweispflicht vgl. außerdem Art. 10 Abs. 4 S. 2 EUDR

32	Vgl. näher Art. 5 Abs. 1, Art. 11 EU-EUDR

33	Hierzu gehören auch Nicht-KMU-Händler, vgl. Art. 5 Abs. 1 EUDR

Die Entscheidungen über die Verfahren und Maßnah-
men zur Risikominimierung müssen dokumentiert und 
mindestens jährlich überprüft werden. Auf Verlangen 
ist sie den zuständigen Behörden zur Verfügung zu 
stellen.34

IV. Öffentlicher Bericht über 
Sorgfaltspflichtregelung und 
Sorgfaltspflicht

Jährlich muss »öffentlich (auch im Internet) zugäng-
lich« »möglichst umfassend« über die Sorgfaltspflicht-
regelung berichtet werden.35 Der Bericht muss auch 
über die Schritte informieren, die zur Erfüllung der Vor-
gaben aus der vorgenannten Sorgfaltspflicht (siehe 
unter III.) eingeleitet wurden. 

Die Berichtspflicht trifft Marktteilnehmer und Händler, 
sofern es sich bei ihnen nicht um KMUs oder natürliche 
Personen handelt. Unternehmen, die unter andere EU-
Vorschriften zu Sorgfaltspflichten in der Wertschöp-
fungskette fallen – wie etwa die Corporate Sustainabi-
lity Due Diligence Directive (CS3D) oder die Corporate 
Sustainability Reporting Directive (CSRD) –, können 
die nach der EUDR geforderten Informationen auch in 
den danach erforderlichen Berichten veröffentlichen.

V. Sanktionen

Bei Verstößen gegen die Verordnung soll der von den 
Mitgliedstaaten festzulegende Höchstbetrag der Geld-
buße mindestens 4 Prozent des jährlichen EU-weiten 
Gesamtumsatzes betragen.36 

34	Zur Nachweispflicht vgl. außerdem Art. 11 Abs. 3 S. 2 EUDR

35	Vgl. näher Art. 5 Abs. 1, Art. 12 Abs. 3, 4 EUDR

36	Vgl. näher Art. 25 EUDR

Zusammengestellt von Dr. Astrid Gundel, Senior Manager 
der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, fachliche 
Leiterin des Audit Committee Institute e.V.


